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Text 

Artikel 33 – Gerichtsstand 

(1) Die Klage auf Schadenersatz muss im Hoheitsgebiet eines der Vertragsstaaten erhoben werden, 
und zwar nach Wahl des Klägers entweder bei dem Gericht des Ortes, an dem sich der Wohnsitz des 
Luftfrachtführers, seine Hauptniederlassung oder seine Geschäftsstelle befindet, durch die der Vertrag 
geschlossen worden ist, oder bei dem Gericht des Bestimmungsorts. 

(2) Die Klage auf Ersatz des Schadens, der durch Tod oder Körperverletzung eines Reisenden 
entstanden ist, kann bei einem der in Absatz 1 genannten Gerichte oder im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats erhoben werden, in dem der Reisende im Zeitpunkt des Unfalls seinen ständigen Wohnsitz 
hatte und in das oder aus dem der Luftfrachtführer Reisende im Luftverkehr gewerbsmäßig befördert, und 
zwar entweder mit seinen eigenen Luftfahrzeugen oder aufgrund einer geschäftlichen Vereinbarung mit 
Luftfahrzeugen eines anderen Luftfrachtführers, und in dem der Luftfrachtführer sein Gewerbe von 
Geschäftsräumen aus betreibt, deren Mieter oder Eigentümer er selbst oder ein anderer Luftfrachtführer 
ist, mit dem er eine geschäftliche Vereinbarung geschlossen hat. 

(3) Im Sinne des Absatzes 2 bedeutet 

 a) „geschäftliche Vereinbarung“ einen Vertrag zwischen Luftfrachtführern über die Erbringung 
gemeinsamer Beförderungsdienstleistungen für Reisende im Luftverkehr mit Ausnahme eines 
Handelsvertretervertrags, 

 b) „ständiger Wohnsitz“ den Hauptwohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt des Reisenden im 
Zeitpunkt des Unfalls. Die Staatsangehörigkeit des Reisenden ist in dieser Hinsicht nicht 
entscheidend. 

(4) Das Verfahren richtet sich nach dem Recht des angerufenen Gerichts. 
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